
und Gesetz“ organisiert wird. Mehr als 500 Schüler der 
oberen Klassen kommen dort einmal monatlich mit be­
kannten Wissenschaftlern und Mitarbeitern juristischer 
Einrichtungen zusammen.
Im vergangenen Unterrichtsjahr haben die Akademie 
der Pädagogischen Wissenschaften der UdSSR und das 
Wissenschaftliche Unionsforschungsinstitut für die So­
wjetgesetzgebung den Unterricht im Fach „Grundlagen 
des sowjetischen Staates und Rechts“ in verschiedenen
8. Klassen der allgemeinbildenden Schulen in Form 
eines Experiments durchgeführt. Es wurden etwa 5 000 
Schüler in Moskau, in der Estnischen und Lettischen 
SSR, der Baschkirischen ASSR sowie des Moskauer, 
des Kostromaer und des Alma-Atinsker Gebietes unter­
richtet. In Auswertung der ersten Erfahrungen sprechen 
Wissenschaftler, Pädagogen und Juristen von einem 
großen Interesse der Schüler für das Recht und schät­
zen ein, daß der Rechtsunterricht positiven Einfluß auf 
das Rechtsbewußtsein und Verhalten der Jugend hat. 
Die Lehrer und Schüler waren im großen und ganzen 
mit dem angebotenen Unterrichtsprogramm einver­
standen.
Die Erfahrungen, die im Unterricht zu den „Grund­
lagen des sowjetischen Staates und Rechts“ gesammelt 
wurden, ließen eine Erweiterung des Experiments zu. 
Jetzt werden in diesem Fach ungefähr 50 000 Schüler 
der RSFSR, der Ukrainischen, der Belorussischen, der 
Kasachischen, der Usbekischen sowie der Georgischen, 
der Aserbaidshanischen, der Lettischen, der Estnischen 
und der Kirgisischen SSR ausgebildet.
Immer besser nutzten die Juristen — insbesondere in 
der Belorussischen, der Estnischen und der Lettischen 
SSR — die Möglichkeiten des Fernsehens und des Rund­
funks. Die Redaktion „Unterricht“ des Leningrader 
Fernsehens hat bereits im vergangenen Jahr Sendun­
gen zu Rechtsfragen ausgestrahlt, die mit dem Rechts­
unterricht in den Klassen abgestimmt waren. Ein Zwed- 
jahreszyklus von Sendungen zum fakultativen Fach 
„Grundlagen der sowjetischen Gesetzgebung“ wurde in 
diesem Schuljahr auch von der Redaktion „Unterricht“ 
des Zentralen Fernsehens begonnen.
In den letzten Jahren wurden verstärkt und planmäßig 
methodische Unterrichtsmaterialien herausgegeben. In 
vielen Unionsrepubliken und Gebieten haben die Mini­
sterien und die Justizabteilungen gemeinsam mit den 
Organen der Volksbildung Unterrichtsprogramme, me­
thodische Materialien und Lehrbriefe ausgearbeitet und 
den Schulen übersandt. Eine große Unterstützung bei 
dieser Arbeit leisteten die Rechts Wissenschaftler der 
juristischen Fakultäten der Universitäten Leningrad 
und Woronesh, die 1972 methodische Lehrmittel zu den 
Grundlagen des sowjetischen Rechts für Schüler und 
Lehrlinge der Berufsschulen vorbereitet hatten. Der 
Verlag „Volksbildung“ gab die Arbeit „Das Studium 
der Fragen des Staates und des Rechts im Fach Gesell­
schaftswissenschaften“ von G. Dawydow und D. Karew 
heraus. Die Staatsuniversität Rostow veröffentlichte die 
Arbeit von I. Rjabko „Grundlagen der Rechtspädago­
gik“.
Die juristische Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte 
an den pädagogischen Instituten wurde verbessert. Der 
Lehrplan sieht z. B. für die Ausbildung in den Spezial­
fächern Geschichte und Gesellschaftswissenschaften 
jetzt eine größere Stundenzahl für das Studium der 
„Grundlagen des sowjetischen Staates und Rechts“ vor. 
Studenten der pädagogischen Institute, die andere Spe­
zialfächer gewählt haben, erhalten fakultativen Unter­
richt auf diesem Gebiet. In die Lehrpläne der meisten 
Institute für die Weiterbildung der Lehrer wurden Lek­
tionszyklen zu Fragen des Staates und Rechts auf­
genommen. Im Zentralen Institut für Lehrerweiterbil­

dung beim Ministerium für Volksbildung der RSFSR 
sowie in den Instituten in Moskau und Wolgograd wer­
den Referate und andere Aufgaben vergeben und ver­
teidigt, Diskussionen durchgeführt und Erfahrungen 
hinsichtlich der Rechtserziehung der Schüler ausge­
tauscht.
Große Hilfe bei der rechtlichen Ausbildung der Lehrer 
der Schulen und Berufsschulen leisten die juristischen 
Dienststellen und Einrichtungen. In Aserbaidshan wer­
den dazu z. B. die Qualifizierungslehrgänge für Mit­
arbeiter der Justiz genutzt. Die Lehrer absolvieren hier 
bei Freistellung von der Arbeit ein Lehrprogramm, für 
das 144 Stunden vorgesehen sind. In der Estnischen und 
der Litauischen SSR erfolgt die juristische Ausbildung 
der Lehrer, die den Rechtsunterricht an den Schulen er­
teilen, an den Volksuniversitäten und ihren Fakultä­
ten.
Zur Verbreitung der Erfahrungen der Organe der 
Justiz, der Staatsanwaltschaft und der Miliz bei der 
Rechtspropaganda unter der Jugend trug in. hohem 
Maße die Ausstellung „Rechtserziehung der Schüler“ 
auf der Volkswirtschaftsausstellung der UdSSR im Pa­
villon „Volksbildung“ bei. Das Ministerium der Justiz 
und das Ministerium für Volksbildung der UdSSR orga­
nisierten dort Lektionen und Seminare, an denen Lehrer 
und Mitarbeiter der Organe der Volksbildung und der 
juristischen Einrichtungen aus den Unionsrepubliken 
teilnahmen. Probleme der Vervollkommnung der 
Rechtserziehung der Schüler wurden auch in der Sek­
tion „Jugend“ der wissenschaftlich-praktischen Unions­
konferenz „Rechtserziehung der Werktätigen und Festi­
gung der sozialistischen Gesetzlichkeit“ behandelt./3/

Die Zusammenarbeit der Justizorgane und der Organe 
der Volksbildung wirkt sich positiv auf die Rechts­
erziehung der Schüler aus. In den Republiken und auf 
örtlicher Ebene werden die Pläne der Rechtserziehung 
vorher abgestimmt und gemeinsame Maßnahmen 
durchgeführt. Es haben sich nützliche Kontakte zwi­
schen den juristischen Einrichtungen und den Pädago­
genkollektiven herausgebildet.
Die Durchsetzung der Rechtserziehung wird systema­
tisch in den Kollegien der Justizministerien der Unions­
republiken und in den Sitzungen der koordinierend- 
methodischen Räte für Rechtspropaganda be­
handelt.^
Das Ministerium für Volksbildung der UdSSR und 
seine nachgeordneten Organe widmeten der Rechts­
erziehung große Aufmerksamkeit. Die Maßnahmen, die 
auf die Verstärkung dieser Arbeit gerichtet sind, neh­
men im Plan des Ministeriums zur Erfüllung des Be­
schlusses des Zentralkomitees der KPdSU und des Mi­
nisterrates der UdSSR vom 20. Juni 1972 „Über die 
Vollendung des Übergangs zur allgemeinen Mittel­
schulbildung und die weitere Entwicklung der allge­
meinbildenden Schule“ einen wichtigen Platz ein. Die 
Kommission zur politisch-ideologischen und moralischen 
Erziehung beim wissenschaftlich-methodischen Rat des 
Ministeriums erhielt eine spezielle Unterkommission zur 
Rechtserziehung; in die Kommission für Gesellschafts­
wissenschaften beim wissenschaftlich-methodischen Rat 
wurden Juristen aufgenommen.
Es wurden Maßnahmen zu einer aktiveren wissen­
schaftlichen Erforschung der pädagogischen Probleme 
der Rechtserziehung beschlossen. Beim Präsidium der 
Akademie der Pädagogischen Wissenschaften der 
UdSSR wurde ein wissenschaftlicher Rat zu Problemen

/3/ Diese Konferenz fand 1973 statt.
/4/ Die methodische Leitung und Koordinierung der Rechts­
erziehung und -propaganda obliegt den Ministerien der Justiz 
und den Justizabteolungen.
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